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Vorwärts NRW: Die NRWSPD steht vor
ihrem ersten ordentlichen Partei-
tag nach der Niederlage bei der
Landtagswahl. Wie wollen Sie den
Delegierten Mut machen?  

Dieckmann: Wir sind dabei, uns inhalt-
lich und organisatorisch neu aufzustel-
len. Die Niederlage bei der Landtags-
wahl war kein Betriebsunfall. Die Vor-
aussetzungen für künftige Erfolge müs-
sen heute geschaffen werden. Wir ar-
beiten konzentriert und planvoll, aber
ohne Hektik. Und wir kommen voran.  

Vorwärts NRW: Welche inhaltlichen
Themen spielen beim Parteitag eine
Rolle?

Dieckmann: Wir werden klare inhaltli-
che Alternativen vor allem in den Berei-
chen Bildung sowie Wirtschaft und Ar-
beit formulieren und die Unterschiede
zur Politik von Herrn Rüttgers und der
FDP herausarbeiten. Die SPD in NRW
hat unmittelbar nach der Landtags-
wahl im vergangenen Jahr einen brei-
ten Diskussionsprozess in der Partei an-
gestoßen. In Bochum werden erste Ent-
würfe zu zentralen politischen The-
men vorliegen. Sie orientieren sich an
den Werten Freiheit, Gerechtigkeit und
Solidarität. Diese Grundsätze haben
nichts von ihrer Aktualität verloren.  

Vorwärts NRW: Was werfen Sie der
Landesregierung vor?

Dieckmann: Diese Landesregierung be-
treibt eine Politik, die sich gegen sozial
Schwächere richtet und macht haar-
sträubende Fehler. Ein Beispiel: Noch in
seiner Neujahrsansprache hat Jürgen
Rüttgers 2006 vollmundig zum "Jahr
der Kinder" ausgerufen. Ich finde es
schon dreist, wenn dann ohne mit der
Wimper zu zucken die Mittel für den
Landesjugendplan drastisch zusam-
mengestrichen werden. Viele Men-

schen sind zudem über die Schulpoli-
tik der schwarz-gelben Koalition erbost.
CDU und FDP wollen den Elternwillen
ausblenden, wenn es um die Entschei-
dung geht, welche weiterführenden
Schulen für ihre Kinder in Frage kom-
men. Schulbezirke sollen aufgelöst, Stu-
diengebühren eingeführt werden. All
diese Maßnahmen folgen einem Plan:
Es geht um soziale Auslese und nicht
um Durchlässigkeit in unserem Bil-
dungssystem. Das ist mit uns nicht zu
machen. 

Vorwärts NRW: Neben den Inhalten
wollen sie die Strukturen der NRW
SPD ändern? 

Dieckmann: Wir wollen, dass die NRW
SPD unter Beibehaltung ihrer 54 Unter-
bezirke zehn regionale Verbünde bil-
det,  die sich in ihrer politischen Arbeit

Klare inhaltliche
Alternativen
Interview mit dem Landesvorsitzenden der NRWSPD,
Jochen Dieckmann.
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ergänzen und unterstützen sollen. Da
geht es sicherlich auch ums Sparen.
Aber es geht auch um mehr Qualität. 

Vorwärts NRW: Sie wollen beim Partei-
tag erneut für den Vorsitz kandidie-
ren. Bei ihrer ersten Wahl haben sie
ein Traumergebnis erzielt. Lässt
sich das wiederholen?

Dieckmann: Darüber spekuliere ich nicht.
Ich übe mein Amt gerne aus und
glaube, dass ich den Prozess der Erneue-
rung, dem sich die SPD in NRW stellen
muss, bisher erfolgreich organisiert
habe. Bis zu den nächsten Wahlen ha-
ben wir noch Zeit. Aber die müssen wir
auch nutzen. Darauf werde ich sehr
genau achten.  �
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Zeit zur Einarbeitung in sein neues Amt hat 
Guntram Schneider nicht. Der Streik im Öffent-
lichen Dienst und die Verhandlungsrunden zwi-
schen IG-Metall und Arbeitgebern geben ihm den
Rhythmus vor. Gerade kommt er aus der Düssel-
dorfer Uni-Klinik. Auch dort wird gestreikt.

„Wir werden sehr deutlich machen, was wir in wich-
tigen Politikfeldern von der neugewählten Landesre-
gierung halten“, sagt der frisch gewählte DGB-Vorsit-
zende im Bezirk Nordrhein-Westfalen. Als Beispiel
nennt er die Auseinandersetzung im Öffentlichen
Dienst. In einer Zeit der vielfältigen Angriffe auf die
sozialen Sicherungssysteme und auf die Rechte der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Betrieb,
so Schneider,  sei nicht nur die Sprache der Diploma-
tie gefragt. „Manchmal muss man auch das Florett
durch den Säbel ersetzen.“ Damit trifft der IG-Metal-
ler die Stimmung unter den Kolleginnen und Kolle-
gen. 

„Was sich zur Zeit abspielt, ist hohe Politik“, resü-
miert Schneider die harten Auseinandersetzungen
zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberlager. Eine
Herausforderung für die Gewerkschaften: Gefragt
sind mehr denn je kluge Konzepte, die die Arbeit-

nehmervertreter den Spar-, Kürzungs- und  Rationali-
sierungsvorstellungen privater und öffentlicher Ar-
beitgeber entgegensetzen. Schneider empört sich
über Unternehmen, die profitable Arbeitsplätze in
Deutschland abbauen, weil sie woanders noch profi-
tabler sind. Dabei nehmen sie auch noch Subventio-
nen mit. „Das muss steuerliche Konsequenzen
haben,“ appelliert er an die Politik. „Hier darf man die
Konfrontation nicht scheuen.“

Unausweichlich scheint Schneider die Einführung
eines Mindestlohnes in Deutschland. Er verweist auf
die 19 europäischen Länder, die ihn erfolgreich einge-
führt haben. Wie im Baugewerbe soll die unterste
Lohngruppe verbindlich werden, in Branchen ohne
Tarifverträge würden sich auch Wege finden.

Um die gewerkschaftliche Dachorganisation in Nord-
rhein-Westfalen politisch schlagkräftiger zu machen,
will Guntram Schneider die Strukturen im eigenen
Hause wo nötig verändern. Er will die richtigen Prio-
ritäten setzen. Neben der Arbeitsmarktpolitik, Konso-
lidierung der öffentlichen Haushalte und einer indu-
striepolitischen Initiative hat das Thema Bildung
einen hohen Stellenwert. Ausbildungsplätze stehen
weiterhin nicht in ausreichender Menge zur Verfü-

gung. Schneider fordert deshalb von
den Unternehmen, erheblich über Be-
darf auszubilden. „Die Ausbildungs-
platzumlage ist noch nicht von der Ta-
gesordnung“, mahnt er.

Guntram Schneider spart nicht mit Kri-
tik an den Hartz-Gesetzen. Er fordert

deutliche Nachbesserungen. In der ei-
nen oder anderen Frage kommen Ge-
werkschaftsbewegung und Sozialde-
mokratie seiner Meinung nach zu un-
terschiedlichen Auffassungen. Doch
plädiert er dafür, das Gemeinsame zu
betonen. Gute Arbeitsgrundlagen da-
für gibt es. SW �

Härtere Gangart
Der neue DGB-Vorsitzende Guntram Schneider 
verspricht eine deutliche Sprache gegenüber der Politik 

STECKBRIEFGuntram Schneider

Guntram Schneider

Der gebürtige Gütersloher und gelernte
Werkzeugmacher begann 1974 mit der Ge-
werkschaftsarbeit. Damals wurde er Ju-
gendsekretär des DGB-Bezirks Bielefeld. 
Bis 1976 war er zugleich Leiter der DGB-
Nebenstelle Halle/Westfalen und von 1976
bis 1982 leitete er die Abteilung Jugend
und später das Büro des Vorsitzenden im
DGB- Landesbezirk NRW. 
Von 1982 bis 1985 war er Referatsleiter
beim DGB-Bundesvorstand in den Abtei-
lungen Technologiepolitik und ausländi-
sche Arbeitnehmer. 
Zwischen 1985 und 1990 war Schneider
Kreisvorsitzender des DGB Dortmund. 
Zur IG Metall wechselte er 1990 als Sekre-
tär der Vorstandsverwaltung, bevor er
1995 in Münster Bevollmächtigter wurde.

Schneider gehört seit 1971 der SPD an.

Sichtlich amüsiert verfolgten der Landesvorsitzende Jochen Dieckmann und
Bundesfinanzminister Peer Steinbrück das kabarettistische Programm Wilfried
Schmicklers beim Politischen Aschermittwoch der NRWSPD im Kölner Gürzenich.
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Die NRWSPD erarbeitet sich in den
nächsten Jahren ein neues Programm.
Dazu hat der Landesvorstand das Pro-
jekt „Zukunftsentwurf NRW 2010“ in-
itiiert. Es werden Leitbilder entwickelt,
auf denen die NRWSPD ihr zukünftiges
Programm aufbaut. Unsere Neumit-
glieder sollen von Anfang an an der Dis-
kussion beteiligt werden.

Wir wollen von unseren Neumitglie-
dern wissen, wie sie die Partei erleben,
was die NRWSPD  besser machen kann
und wo sie mitmachen möchten.

Weil nach der Arbeit der Spaß nicht
zu kurz kommen soll, gibt es für die
Stunden nach dem Treffen ein attrak-
tives Angebot, Münster auch privat
kennenzulernen. Die Münsteraner

SPD organisiert eine alternative Füh-
rung durch die Stadt. Für Hungrige
und Durstige gibt es eine Tour durch
das Hafenviertel.

Wer sich später noch auf eigene Faust
in die Altstadt aufmachen will, wird
von den Münsteranern mit Tipps und
Infos versorgt.

Für das Neumitgliedertreffen und die
Freizeitangebote ist eine Anmeldung
erforderlich. Am einfachsten geht das
online unter www.nrwspd.de/neumit-
gliedertreffen oder per Fax an 02 11/
136 22-5255. Gebt bitte an, ob ihr euch
für die Führung oder für die Tour
durch das Hafenviertel interessiert. 
Weitere Informationen gibt es bei
Jörg Biesterfeld (0211-13622-347). �

Auch neu bei uns?
Neumitgliedertreffen der NRWSPD am 25. März 2006

Die NRWSPD ist eine Partei, die von ihren Mitgliedern lebt. Ihre Ideen und
ihre Tatkraft helfen uns, auf der Höhe der Zeit zu bleiben. 

Am Samstag, 25. März 2006, bekommen unsere Neumitglieder bei einem
landesweiten Treffen in Münster die Möglichkeit, ihre Partei besser kennen
zu lernen. Die Spitzen der NRWSPD stehen dabei zur Diskussion bereit.

11:00 Uhr Opening 
Einführung in die Arbeitsschwerpunkte/Projekte der NRWSPD 
Michael Groschek, Generalsekretär

11:20 Uhr Das Mitmach-Center von nrwspd.de
11:40 Uhr Statement Alexander Bercht, Juso-Landesvorsitzender NRW

1. Teil: Die SPD – Meine Partei
11:45 Uhr Arbeitsgruppen 

Warum bin ich eingetreten? Was erwarte ich von der SPD? 
Welche Erfahrungen habe ich mit der SPD gemacht?

13:00 Uhr Mittagspause
2. Teil: Mitmachen bei der Zukunftsdiskussion der NRWSPD

13:45 Uhr Rede des Vorsitzenden der NRWSPD Jochen Dieckmann
14:10 Uhr Vier Foren zu den Leitbildern: Vorstellung der Eckpunkte der

Leitbilder zur Zukunftsdiskussion durch die vier stellvertreten-
den Landesvorsitzenden.
1: Karl Schultheis, MdL: NRW in Europa – Spitze sein und Spitze

bleiben. Anforderungen an sozialdemokratische Wirtschafts-
und Innovationspolitik

2: Britta Altenkamp, MdL: Soziale Stadt
3: Birgit Fischer, MdL: Aktive Bürgergesellschaft & Partnerschaft-

licher Staat
4: Dr. Karsten Rudolph, MdL: Freiheit, Gerechtigkeit und Solida-

rität. Die Programmdiskussion der SPD
14:45 Uhr Neumitglieder diskutieren die Themen und formulieren eigene

Arbeitsideen
16:00 Uhr Abschluss

Ablauf
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Zwei wesentliche Aufgaben stehen
dabei im Vordergrund:

1. Die Profilierung 
der NRWSPD als 
Programmpartei 
Die NRWSPD hat im November 2005
im Rahmen einer öffentlichen Veran-
staltung in Oberhausen damit be-
gonnen, Leitbilder für die zukünf-
tige Positionierung unserer Partei zu
entwickeln.

Der vom Landesvorsitzenden Jochen
Dieckmann vorgestellte neue Auf-
bruch der NRWSPD fand großes
Interesse, auch von vielen Interessier-
ten, die noch nicht Mitglied der SPD
sind. Die stellvertretenden Landes-

vorsitzenden stellten dort erste Eck-
punkte für politische Leitbilder vor,
mit deren Erarbeitung gegenwärtig
mehrere Arbeitsgruppen aus Landes-
vorstand, Abgeordneten, Experten
aus Gewerkschaften und Verbänden,
sowie Wissenschaftler befasst sind.

Anfang Februar wurde auf der Gel-
senkirchener Konferenz der NRW-
SPD-Mandatsträger aus Land, Bund,
Kommunen und Europa eine erste
Zwischenbilanz gezogen.

Auch im Internet findet unter http://
www.nrwspd.de/zukunftskonvent/
eine öffentliche Diskussion unter
Interessierten statt.

Und viele Unterbezirke bereiten sich
darauf vor, die Themen der Leitbilder
auf örtlichen Zukunftsforen zum
Gegenstand der Debatte zu machen.

2. Das „Projekt
Mehrheit 2009/2010“

Zu diesem Mehrheitsprojekt gehören
drei Leitprojekte für die NRWSPD, die
zur Zeit unter Verantwortung des Gene-
ralsekretärs Michael Groschek gemein-
sam von Landesvorstand, Landesbüro
und Unterbezirken umgesetzt werden.

Eine gezielte Personalentwick-

lungspolitik (PEP) der NRWSPD

Ziel ist es, bis zur Kommunalwahl 2009
dreitausend neue und zusätzliche Kan-
didatinnen und Kandidaten für die
Kommunalwahlen zu gewinnen und
zu qualifizieren.
Die Förderung junger KandidatInnen,
eine Personalbörse für Spitzenkräfte für

Für den gemeinsamen Erfolg
Damit die schwarz-gelbe Regierung nur eine Fußnote in unserer Landesgeschichte bleibt und die SPD spätestens
2010 wieder die Gestaltungsmacht in Nordrhein-Westfalen übernimmt, hat sich der Landesverband für die näch-
sten Jahre ein ambitioniertes Arbeitsprogramm gegeben, das der Landesparteitag im Juli 2005 gebilligt hat.

Zu den zentralen Aufgaben der NRWSPD gehört u.a. eine Strukturreform der Partei. Es geht darum, unsere Arbeit
qualitativ zu verbessern und schlagkräftiger zu werden.

Wahlämter und Führungspositionen in
der Verwaltung sind wichtige Elemente
von PEP.

Ansprechpartner bei der NRWSPD:
Wolfgang Hellmich 
(Tel.: 0211/13622211)

Die Stärkung der NRWSPD als 

Mitmach- und Mitgliederpartei

Unsere Partei lebt von ihren Mitglie-
dern. Deshalb ist es unser Ziel, meh-
rere tausend neuer Mitglieder zu
gewinnen, zur Zeit passive Mitglie-
der und Vorstände auf allen Ebenen
zu aktivieren und die SPD zu allen
wichtigen gesellschaftlichen Ziel-
gruppen hin zu öffnen.
Das erste konkrete Projekt in diesem
Zusammenhang ist das landesweite
Neumitgliedertreffen am Samstag,
den 25. März in Münster

Ansprechpartner bei der NRWSPD:
Jörg Biesterfeld (Tel.: 0211/13622 347)

„Die Kampagne“

Die langfristige Vorbereitung der
2009 beginnenden Wahlgänge in
NRW mit dem Ziel, 2009 und 2010
eine Mehrheit für die SPD zu gewin-
nen, kann nur gelingen, wenn die
Kampagnenfähigkeit der NRWSPD
auf der Ebene der Ortsvereine, Unter-
bezirke und des Landesverbandes
deutlich gestärkt wird. Neue Formen
der Vertrauensarbeit, neue Wege in
der Öffentlichkeitsarbeit und ein
zeitgemäßes Zugehen auf bisher zu
wenig erreichte Wählergruppen sind
dabei zentrale Ansätze.
Bis Anfang April wird ein umfangrei-
cher Aktionsleitfaden „NRW gewin-
nen.“ mit vielen praktischen Hinwei-
sen für die Kampagne auf Ortsvereins-
und Unterbezirksebene veröffentlicht.

Ansprechpartner bei der NRWSPD:
Rudolf Hartung (Tel.: 0211/13622332)

„Wichtig ist für uns auch die starke
Unterstützung der SGK“, so Michael
Groschek. „Es gibt bei den Gesprächen
vor Ort viele gute Anregungen für die
Arbeit des Landesverbandes und viel
Bereitschaft mitzumachen.“ �

Projekt Mehrheit 2009/2010 der NRWSPD

Wichtige Termine 2006

1. Profilierung der 
NRWSPD als
Programmpartei

2. Kampagne Mehrheit
2009/2010: Vorbereitung 
auf die Kommunal-, Landtags-
und Bundestagswahlen.

2.1. Personalentwicklungs-
politik (PEP)

2.2  Mitmach- und 
Mitgliederpartei

2.3  Projekt: Die Kampagne

1. April

Landesparteitag
Bochum 

Verantwortlich: die stellver-
tretenden Landesvorsitzenden 

Verantwortlich:
Landesvorsitzender

Verantwortlich:
Generalsekretär

Verantwortlich:
W. Hellmich

Verantwortlich:
J. Biesterfeld

Verantwortlich:
R. Hartung

20. Mai 

Arbeitskonferenz des
Landesvorstandes 
mit den Unterbezirken

18. November

Zukunftskonvent 
der NRWSPD

Start
Qualifizierung
Personalbörse

Entwicklung des Orientierungsrahmens
zum Zukunftsentwurf NRW 2010

UB-Zukunftsforen zu den Leitbildern

Bildungsangebote für UB-Vorstände

Leitfaden PEP

Aktionsleitfaden:
NRW gewinnen

Modellprojekte in UBs/ Regionen
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kunftskonvent der NRWSPD im No-
vember 2006 vorgestellt.

Politischer 
Orientierungsrahmen
Vorgelegt werden soll bis dahin eben-
falls in Verantwortung des Landesvorsit-
zenden der Entwurf eines politischen
Orientierungsrahmens NRW 2010.

Michael Groschek: „Wir wollen die Dis-
kussion zu unseren Leitbildern bün-
deln.“
Aus den fünf Arbeitsgruppen zu den
Leitbildern liegen Thesenpapiere bzw.
Eckpunkte vor.

„NRW in Europa – 
Spitze sein und Spitze bleiben“
Unter der Überschrift „NRW in Europa
– Spitze sein und Spitze bleiben“
spricht sich die Arbeitsgruppe unter
Vorsitz von Karl Schultheis für eine In-
novationspolitik für NRW aus, die eine
zukunftsweisende industrielle Ent-
wicklung in den Mittelpunkt rückt
und die so auf die Sicherung und Schaf-
fung von hochwertigen und gut be-
zahlten Arbeitsplätzen gerichtet ist.
Unter Mitarbeit von Experten aus Ge-
werkschaften und Wissenschaft wurde
ein Konzept entwickelt, das darauf ab-
zielt, dass aus NRW die jeweils besseren
Produkte und Dienstleistungen „vor
allem aber Systemlösungen“ auf die
Märkte gebracht werden.
Zur Rolle der Politik heißt es in den
Thesen: „Der Auftrag an die Politik ist
es, den Rahmen zu schaffen, in dem
sich das Potenzial an Wissen, Leistungs-
bereitschaft, Motivation und Erfin-
dungsreichtum am besten entfalten
kann.“
Ein konkreter Zielkatalog soll zum Lan-
desparteitag vorliegen und danach in
regionalen Zukunftsforen zur Diskus-
sion gestellt werden.

„Soziale Stadt“
Am Leitbild „Soziale Stadt“ arbeitet
eine Expertenrunde unter Vorsitz der
stellv. Landesvorsitzenden Britta Alten-

kamp. Begonnen wurde mit einer
nüchternen und problembezogenen
Bestandsaufnahme sozialdemokrati-
scher Wohnungs- und Stadtpolitik.

Als Ziele werden definiert:
� Die Schaffung bildungsfördernder

Milieus
� Die Integration ethnischer Minder-

heiten
� Die Restrukturierung bzw. der Rück-

bau der Infrastruktur aufgrund der
Bevölkerungsentwicklung in den
Ballungsgebieten.

Die Arbeitsgruppe plant eine Reihe von
Expertenanhörungen.
Als Arbeitshilfe für Gliederungen, die
örtliche Zukunftsforen durchführen
wollen, gibt es eine Referentenliste für
Veranstaltungen und eine Literaturliste
mit wichtigen Veröffentlichungen.

„Aktive Bürgergesellschaft und 
partnerschaftlicher Staat“ 
Dies ist der Titel des unter Leitung der
stellv. Landesvorsitzenden Birgit Fi-
scher erarbeiteten Leitbildes, das als
Ziel für die Parteientwicklung der SPD
die „SPD als Bürgerpartei“ beschreibt.
Die AutorInnen gehen davon aus, dass
sich die hoheitlichen Aufgaben des
Staates zu Gunsten neuer Gestal-
tungsaufgaben verringern, die vom
aktiven und aktivierenden Sozialstaat
mit neuen gesellschaftlichen Akteu-
ren wahrgenommen werden: „Bürger-
schaftliches Engagement ergänzt und
bereichert den Sozialstaat.“

Die Thesen der Arbeitsgruppe finden
bereits über die SPD hinaus Beach-
tung.
Auf Veranstaltungen des Sozialpoliti-
schen Forums in Westfalen und am 17.
März auf einer Veranstaltung der Frie-
drich-Ebert in Dortmund stellte sich
Birgit Fischer der öffentlichen Diskus-
sion. Sie konnte darauf verweisen, dass
in NRW der notwendige Umbau sozial-
staatlicher Aufgaben von den Sozialde-
mokraten in der früheren Landesregie-
rung tatkräftig angepackt wurde.

Grundsatzprogrammdiskussion
Mit den Eckpunkten der NRWSPD für
die Grundsatzprogrammdiskussion
der SPD befasst sich die Arbeitsgruppe,
die Karsten Rudolph als stellv. Landes-
vorsitzender leitet.

Über Zwischenergebnisse hat der
√: in einer der letzten Aus-
gaben berichtet. 

Wichtig ist die Auseinandersetzung
mit „Bildungspolitik als Chancenpoli-
tik“ und die Fortschreibung der Grund-
satzposition der NRWSPD zu „Soziale
Gerechtigkeit in neuen Zeiten.“
In Aufarbeitung eines nicht ganz ge-
glückten Diskursansatzes auf Bundes-
ebene vor zwei Jahren heißt es:
– „Chancengleichheit und Verteilungs-
gerechtigkeit sind kein Gegensatz son-
dern zwei Seiten einer Medaille.“
– „Reformpolitik kommt ohne Gespür
für Gerechtigkeit nicht aus.“

Vorbereitet werden Veranstaltungen in
den Regionen, die die Diskussion über
das neue Grundsatzprogramm begleiten.

„Aktiver Staat – Staat und Bürger in NRW“
Mit Fragen des sozialdemokratischen
Staatsverständnisses setzt sich eine Ar-
beitsgruppe unter Leitung des Landes-
vorsitzenden Jochen Dieckmann un-
ter dem Titel „Aktiver Staat – Staat und
Bürger in NRW“ auseinander. Man
spricht sich „gegen eine Allzuständig-
keit des Staates“ aus. Gleichzeitig wird
der schwarz-gelben Privatisierungspo-
litik eine klare und unmissverständli-
che Absage erteilt.
Das Spannungsverhältnis von Sozialer
Marktwirtschaft, Marktkonkurrenz
und Wettbewerb wird erörtert und
Prinzipen für staatliches Handeln in
NRW auf den Feldern Strukturwandel,
bürgerschaftlicher Diskurs und Stär-
kung der Zivilgesellschaft benannt.
Ausführlicher werden die Föderalis-
musreform und für Nordrhein-Westfa-
len die Abgrenzung der Handlungsfel-
der zwischen Bund, Land und Kommu-
nen behandelt.  �

Leitantrag
Ein Leitantrag des Landesvorstands for-
muliert sechs Grundanliegen der NRW
SPD, in denen sich die NRWSPD auch
von konservativer und neoliberaler Po-
litik unterscheidet:

� Jedes Kind und jeder Jugendliche
braucht Chancengleichheit durch
einen optimalen Zugang zur Bil-
dung und bestmögliche individuel-
le Förderung. Soziale Gerechtigkeit
muss auch durch bessere Bildungs-
chancen erreicht werden.

� Familien brauchen Chancengerech-
tigkeit. Die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf werden wir durch eine
verlässliche und aufeinander auf-
bauende Betreuungs- und Bildungs-
kette (Ganztagsbildung) verbessern.

� Für uns bleibt die Gleichberechti-
gung von Frauen und Männern
Grundlage unserer Politik.

� Ältere Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer brauchen neue Beschäf-
tigungschancen und Menschen, die
aus dem Berufsleben ausgeschieden
sind, sollen in der Mitte der Gesell-
schaft ihre Erfahrungen durch En-
gagement einbringen und aktiv am
gesellschaftlichen Leben teilhaben
können.

� Wir in Nordrhein-Westfalen stehen
füreinander ein. Toleranz und Welt-
offenheit prägen unsere Kultur.
Wirtschaftliche Stärke und soziale
Verantwortung sind seit sechs Jahr-
zehnten unser Markenzeichen. 

� Voraussetzung für mehr Wachstum
und Beschäftigung sind mehr tech-
nologischer Fortschritt und Innova-
tionen, bessere Bildung und eine
Wirtschafts- und Finanzpolitik für
mehr Wachstum.

Dieses Positionspapier, das unter www.
nrwspd.de dokumentiert ist, enthält
viele konkrete Forderungen an die Lan-
despolitik.

Die NRWSPD will ein Konzept für „Die
beste Schule für NRW“ erarbeiten. Eck-
punkte hierzu werden auf dem Zu-

Landesparteitag der NRWSPD in Bochum
Auf dem Landesparteitag der NRWSPD am 1. April 2006 in Bochum geht es nicht nur um die Wahl eines neuen Landesvorstands. Vielmehr werden die pro-
grammatischen Leitlinien der NRWSPD für die nächsten Jahre diskutiert.
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PEP – Personalentwicklung bei

der NRWSPD, das klingt nicht un-

bedingt nach alter SPD- Melodie.

Groschek: Nein, wirklich nicht. Und
das ist auch Absicht. Im Dreiklang
von inhaltlicher und programmati-
scher Erneuerung, von Fit-Machen
der Mitgliederpartei und der Organi-
sation ist die Personalentwicklung
der dritte Schwerpunkt. Neu ist
daran, dass wir diese Aufgabe ge-
meinsam anpacken und auf allen
Ebenen der Partei organisieren, uns
gegenseitig helfen. Die Konzentra-
tion unserer Kräfte auf diese Haupt-
aufgaben in einem abgestimmten
und planvollen Vorgehen verspricht
mehr Erfolg als das Regiment des Zu-
fallsprinzips.

Und trotzdem: Ist der Begriff 

Personalentwicklung nicht zu

sperrig, zu technokratisch?

Wie man das nennt, ist eigentlich
egal. Entscheidend ist, dass wir uns
um die Menschen kümmern, die frei-
willig als Ehrenamtliche für die SPD
eintreten, oder aus dem Ehrenamt
ein Mandat übernehmen. Wir ma-
chen deutlich: Für die SPD eintreten,
freiwillig Verantwortung auch für
die Gesellschaft im Großen wie im

Kleinen vor Ort zu übernehmen, ist
uns viel wert. Und die Menschen
müssen auch ganz persönlich davon
profitieren können. Fördern und For-
dern gilt eben auch in der SPD. Im
Kontext der Partei erworbene Quali-
fikationen auch andernorts einset-
zen zu können, oder auch berufliche
Qualifikationen in die SPD einbrin-
gen zu können ist richtig, wichtig
und notwendig. Nichts anderes
meint PEP.

Die Rede ist von einer 

Personalbörse. Was verbirgt sich

dahinter?

Mitglieder der SPD, aber auch An-
hänger der SPD ohne Parteibuch,
können sich bei der NRWSPD für
diese Personalbörse, besser gesagt
Personaldatei, melden: wer sich be-
sonders fit machen will für die Über-
nahme politischer Verantwortung
oder sich für Kandidaturen zur Ver-
fügung stellen will. Nachwuchs für
die Politik – unabhängig vom persön-
lichen Alter – muss organisiert wer-
den. Und wenn im Vorfeld der Kom-
munalwahl 2009 in der Stadt, in der
Gemeinde XY eine Kandidatin oder
ein Kandidat für das Bürgermeister-
amt gesucht wird – bei der NRWSPD
kann man dann fündig werden. Und
wenn mal ein Dezernenten- oder
Amtsleiterposten besetzt wird, auch

Die NRWSPD stellt sich neu auf. Ein erstes Ziel ist, die

Wahlkämpfe in den Jahren 2009 mit der Europawahl, der

Kommunalwahl und der Bundestagswahl und 2010 mit der

Landtagswahl erfolgreich zu bestehen. In den Wahlkämp-

fen stehen die Kandidatinnen und Kandidaten der SPD im

Mittelpunkt. Sie zu finden und fit zu machen für die Über-

nahme von Mandaten und Funktionen ist Aufgabe der Par-

tei. Über die wichtigsten Marksteine auf dem Weg zu den

Wahlsiegen sprechen wir mit Michael Groschek, dem Ge-

neralsekretär der NRWSPD.

dann kann man im Landesverband
anrufen. Wichtig ist: Strikte Vertrau-
lichkeit wird gewährt.

Wer entscheidet denn eigentlich

im Vorfeld von Wahlen?

Die wichtigste und entscheidende
Arbeit wird vor Ort geleistet, in den
Ortsvereinen, in den Unterbezirken,
in Projektgruppen und Arbeitsge-
meinschaften. Und vor Ort werden
die Personalentscheidungen getrof-
fen. Das ist so und das bleibt so. Der
Landesverband wird hier helfen, vor
Ort die Arbeit besser leisten zu kön-
nen als bisher. Mit der Qualifizie-
rung von Ortsvereins-Vorsitzenden,
mit Organisationsberaterinnen und -
beratern, mit der Ausbildung im Pro-
jektmanagement, der Kommunal-
akademie z.B., leistet der Landesver-
band schon jetzt eine ganze Menge.
Und das hilft, vor Ort gute Leute ins
Rennen um Wählerstimmen und
Mandate schicken zu können. Aber:
Wir wollen sicher sein, dass wir uns
überall planvoll auf die Kandidaten-
auswahl und -qualifizierung vorbe-
reiten. Deshalb gilt es, miteinander
einen klaren Zeitplan zu verabreden.
Wer macht was bis wann. Was wird
vor Ort getan, was leistet der Landes-
verband. Diese Arbeitsteilung wird
verbindlich gemacht. Entscheidend
ist dann, dass wir es tun. �

Interview mit dem Generalsekretär der NRWSPD, Michael Groschek

Zauberwort „Personalent-
wicklungs-Projekt“ –
Was steckt hinter PEP?

Verlierer sind die Bürgerinnen
und Bürger: 
SPD gegen Änderung des Gemeinde-
wirtschaftsrechtes

Die NRWSPD, die SPD-Landtagsfraktion
und die sozialdemokratischen Kom-
munalpolitikerinnen und Kommunal-
politiker lehnen einhellig die von der
Landesregierung geplante Verschlech-
terung der Bedingungen für kommu-
nale Unternehmen ab. Entsprechend
dem neo-liberalen Dogma „Privat vor
Staat“ wollen FDP und CDU gemäß
ihres Koalitionsvertrages einen Vorrang
für private Unternehmen im Bereich
der öffentlichen Daseinsfür- und -vor-
sorge im § 107 der Gemeindeordnung
durchsetzen.

„Sollte die schwarz-gelbe Landesregie-
rung ihre Pläne tatsächlich umsetzen, so
beraubt sie die Kommunen eines erheb-
lichen Teils ihrer wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit“, so Hans-
Willi Körfges, kommunalpolitischer
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion. 

Bereits jetzt liegen der SPD-Landtags-
fraktion zahlreiche Stellungnahmen
aus Kommunen und kommunalen
Unternehmen vor, die deutlich zeigen,
welche negativen Folgen die angekün-
digten Änderungen der NRW-Gemein-
deordnung haben. Auch CDU-Haupt-
verwaltungsbeamte sprechen sich ge-
gen die Pläne ihrer Parteifreunde in
Düsseldorf aus. 
Betroffen sind Ver- und Entsorgungs-
unternehmen, der Personennahver-
kehr, kommunale Wohnungsbauun-
ternehmen und zahlreiche soziale
Betriebe. Die Folgen für die betroffenen
Bürgerinnen und Bürger sind abseh-
bar, wenn öffentliche Daseinsvorsorge
vollständig privatisiert wird. Ebenso
müssen die Beschäftigten in den Unter-
nehmen um ihre Arbeitsplätze bangen.
Auch das lokale Handwerk und der
Mittelstand würden verlässliche Auf-
traggeber verlieren. Immerhin kom-
men etwa 60% ihrer Aufträge von kom-
munalen Unternehmen.   

Die SPD-Landtagsfraktion, die Landes-
partei und die SGK wollen gemeinsam
mit der Kommunalpolitik den Wider-
stand gegen diese Pläne verstärken.
Hans-Willi Körfges: „Zwischenzeitlich
mehren sich auch an der CDU-Basis die
Stimmen, die diese Pläne ablehnen.
Wer den Ausverkauf kommunaler
Interessen zulässt, schadet der Lebens-
qualität in unseren Städten und Ge-
meinden.“

Zurzeit informieren in zahlreichen Ver-
anstaltungen SGK, Landespartei und
Landtagsfraktion über die Auswirkun-
gen der schwarz-gelben Pläne. Materia-
lien und Veranstaltungskonzepte sowie
Fachreferenten können über die Landes-
partei und die SGK abgerufen werden.  �
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Das größte Potenzial, die wichtigste Kraft der SPD, sind ihre eigenen
Mitglieder. Der Grundsatz von Fördern und Fordern kommt auch bei
der Personalentwicklung der SPD zum Tragen. „Wir suchen auch und
gerade in der Mitgliedschaft der SPD die Genossinnen und Genossen,
die als Teamerinnen und Teamer, im Coaching, als Moderatorinnen
und  Moderatoren, als Organisationsberater und Projektentwickler
ihr Wissen für die Parteiarbeit nutzbar machen wollen. Dies kann als
Einzelperson, als Unternehmen oder auch als kleiner Dienstlei-
stungsbetrieb geschehen. 

Die NRWSPD erarbeitet zur Zeit ein Anforderungsprofil für die Perso-
nalentwicklung der SPD und für die Leistungen, die hier erforderlich
sind. Ziel ist, den Parteigliederungen bei der Aufgabe zu helfen, sich
für die kommenden Wahlen personell fit zu machen!“ so Wolfgang
Hellmich, der als stellvertretender Landesgeschäftsführer für den Be-
reich der Personalentwicklung in der NRWSPD verantwortlich zeich-
net.

Alle diejenigen, die mit ihrem Wissen und
ihren Kompetenzen bei uns mitarbeiten wol-
len, sind herzlich eingeladen, sich mit dem
Formular auf dieser Seite bei der NRWSPD zu
melden. �

Name:

Name des Unternehmens/ des Dienstleisters:

Straße:

PLZ Ort:

Telefon privat:

Telefon Geschäft:

Telefon mobil:

Telefax:

Mobiltelefon:

eMail:

Persönliche Qualifikation:

Palette der angebotenen Leistungen:

Besondere Angebote, Referenzen:

Anbieter / Know-how

Name:

Alter:

Straße:

PLZ Wohnort:

Telefon privat:

Telefon Geschäft:

Telefon mobil:

Telefax:

Mobiltelefon:

eMail:

Funktionen in der SPD:

Mitgliedschaft in Vereinen und Verbänden:

Funktionen in anderen Vereinen und Verbänden:

Berufliche Tätigkeit bisher, betriebliche Funktionen:

Berufliche Qualifikation, derzeitige berufliche Tätigkeit:

Ausgeübte Mandate:

Besondere thematische Interessensgebiete: 

Gewünschte neue Tätigkeitsfelder, mögliche Referenzen:

✃
Meldebogen / Talente und Spitzen

Bitte per Post an: Wolfgang Hellmich 
- persönlich/vertraulich - , c/o NRWSPD
Kavalleriestraße 16, 40213 Düsseldorf

Bitte per Post an: Wolfgang Hellmich 
- persönlich/vertraulich - , c/o NRWSPD
Kavalleriestraße 16, 40213 Düsseldorf

Talente suchen,
finden und fördern!
Wir wollen zur nächsten Kommunalwahl im Jahr 2009 mehr als 3000
neue Kandidatinnen und Kandidaten gewinnen. Für ein kommuna-
les Mandat in Rat, Kreistag oder Bezirksvertretung. Dies bedeutet,
eine Entscheidung für ein politisches Ehrenamt zu treffen. Eine Ent-
scheidung, die sich lohnt. 

Wir bieten: Qualifizierungsmaßnahmen für die Befähigung zur
Übernahme eines Ehrenamtes oder eines Mandates.
Mentoring-Maßnahmen und Qualifizierung in den Akademien.

Wir erwarten: Die Bereitschaft zum ehrenamtlichen Engagement
und die Verpflichtung zur Übernahme ehrenamtlicher Aufgaben. �

Spitze werden,
Spitze sein!
Wir kümmern uns darum, dass unsere Mitglieder vorne mitmischen.
Es gibt viel Bewegung in kommunalen Verwaltungsspitzen, bei Spit-
zenämtern.  Diese Aufgaben erfordern besondere Qualifikationen
und Kompetenzen. Wir helfen, hier gewappnet zu sein. Deshalb: Bei
der NRWSPD melden, wenn man sich verändern will und woanders
mitmischen will. 
Strikte Vertraulichkeit ist garantiert!

Wir bieten: Gespräche und Treffen mit Persönlichkeiten aus Politik,
Unternehmen und Verwaltungen. �

Profis gesucht!
NRWSPD fördert 
Kompetenzen in der eigenen Partei
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Wolfgang Clement war von 1998 bis 2002
Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen.

Hilmar Hoffmann, Leiter der Kurzfilm-
tage, die Oberhausener Oberbürgermeiste-
rin Luise Albertz und Ministerpräsident
Heinz Kühn während der Eröffnung der
XII. Kurzfilmtage am 2. April 1967 in Ober-
hausen (von links nach rechts).

Helmut Schmidt, Herbert Wehner und
Heinz Kühn während einer Entspannungs-
pause am 12.5.1974 im Garten des Bonner
Kanzlerbungalows, wo die Verhandlungen
zur Bildung einer Regierung aus SPD und
FDP stattfanden.

Während einer Deutschlandreise trifft
Michail Gorbatschow Ministerpräsident
Johannes Rau. (3.4.1995) 

Fritz Steinhoff war von 1956 bis 1958 Minister-
präsident Nordrhein-Westfalens. 

Ministerpräsident Peer Steinbrück im Land-
tagswahlkampf 2005.

Ministerpräsident Heinz Kühn unterhält
sich am 14.4.1978 im Landtag mit Wissen-
schaftsminister Johannes Rau.

Der Parteivorsitzende der NRWSPD Franz
Müntefering im Landtagswahlkampf
2000 mit Kandidatin Anke Brunn. 

Am 8. Mai 1945 endete der von Nazi-Deutschland entfesselte Krieg. Unter
schweren Opfern war das verbrecherische Regime des Nationalsozialismus
niedergerungen worden. Restdeutschland westlich der Oder-Neisse-Linie
wurde in vier Besatzungszonen unterteilt. Das Land Lippe, die preußische Pro-
vinz Westfalen und die Regierungsbezirke Köln, Aachen und Düsseldorf wur-
den dem britischen Oberkommando unterstellt.
In vielen Städten zwischen Aachen und Bielefeld begannen bereits wenige
Tage nach der Befreiung die alten SPD-Ortsvereine ihre Arbeit wieder aufzu-
nehmen.
Bereits im August 1945 gründete sich der Bezirk Westliches Westfalen proviso-
risch wieder, im September auch der Bezirk Oberrhein (ab 1948 Mittelrhein).
Im November und Dezember folgten dann die Bezirke Östliches Westfalen
und Niederrhein.
Kurt Schumacher, unangefochtene und beherrschende Führungsgestalt der
deutschen Nachkriegs-SPD, kämpfte unzweideutig und kompromisslos gegen
alle Bestrebungen, eine „Einheitspartei“ mit den Kommunisten zu bilden. An-
dererseits schaffte er mit seinem Charisma eine Integrationskraft, die der
wiedergegründeten Partei neue Schichten erschloss. Deshalb stießen auch in
Nordrhein-Westfalen viele zur SPD, die weltanschaulich und von ihrer politi-
schen Vergangenheit her von den charakteristischen Mitgliedern der Weima-
rer SPD abwichen, etwa Linkssozialisten wie Willi Eichler, die sich in der Wei-
marer Zeit noch voll Wut und Enttäuschung von der SPD getrennt hatten.
Noch weit wichtiger für die SPD in NRW war 1957 der Übertritt führender Mit-
glieder der Gesamtdeutschen Volkspartei. Mit dem Übertritt von Gustav Hei-
nemann, Johannes Rau, Dieter Posser und vielen anderen traten Teile des Pro-
testantismus in NRW in eine enge Beziehung zur Sozialdemokratie, eine wich-
tige Erweiterung der Wählerbasis in den folgenden Jahrzehnten.
Im Laufe der Ära Adenauer gelang es der SPD in Nordrhein-Westfalen – entge-
gen dem Bundestrend – ihre Position in den Kommunen, Kreisen und im Land
auszubauen. Die SPD stellte immer mehr Bürgermeister, Oberbürgermeister
und Ländräte.
Auf Landesebene wurde durch ein konstruktives Misstrauensvotum mit Fritz
Steinhoff für zwei Jahre ein Sozialdemokrat Ministerpräsident unseres Landes.
In seiner Regierungszeit sorgte er für eine solide Entwicklung des Landes. Er
galt als Politiker, dem die Menschen glaubten, was er sagte.
Wiederum mit einem konstruktiven Misstrauensvotum begann die Regie-
rungszeit von Heinz Kühn. Mit großem Elan betrieb er ein Programm innerer
Reformen zur Modernisierung von Staat und Gesellschaft über ideologische
Grenzen hinweg: Das Entwicklungsprogramm Ruhr und das erste NRW-Pro-
gramm flankierten den Strukturwandel in NRW. Ergänzt wurde dies durch
eine Bildungs- und Gebietsreform. Vor allem die Volkshochschulreform und
die Gründung vieler Fach- und Gesamthochschulen prägen bis heute unser
Land.
1978 löste Johannes Rau Heinz Kühn als Ministerpräsident ab. Bei seiner er-
sten eigenen Wahl 1980 gewann er für die SPD erstmals in Nordrhein-Westfa-
len die absolute Mehrheit, dies wiederholte sich 1985 und 1990. Er regierte in
schwieriger Zeit. Der Strukturwandel an Rhein und Ruhr hielt unvermindert
an. Das Zechensterben ging weiter. Zusätzlich brach die Stahlkrise mit voller
Wucht aus. Trotz allem war Rau erfolgreich, er gab Nordrhein-Westfalen Per-
spektive, Zukunftshoffnung und vor allem eine eigene Identität. Durch seinen
gelebten Humanismus und seine tiefe Moral gab er den Menschen Zuversicht.
Er war im besten Sinne für die Menschen da. Zugleich arbeitete er an der Zu-
kunft unseres Landes, investierte in Bildung und Forschung und schloss neue
Betätigungsfelder auf.
Wolfgang Clement und Peer Steinbrück als seine Nachfolger gingen diesen er-
folgreichen Weg weiter.  SM �
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Die Fakten liegen klar auf dem Tisch:
Der Haushalt der schwarz-gelben Lan-
desregierung enthält mit 5,9 Milliar-
den Euro die höchste Nettoneuver-
schuldung bei Einbringung in der Ge-
schichte Nordrhein-Westfalens. Er über-
schreitet um 2,6 Milliarden Euro die
Verfassungsgrenze.
Die Verfassung zu ignorieren ist schon
schlimm genug. Schlimmer ist jedoch
das, was hinter den nackten Zahlen klar
erkennbar ist: die dort angelegte Verän-
derung unserer Gesellschaft, unseres
Landes. Sie nennen das Erneuerung. Ich
stelle fest: Sie erneuern dieses Land
nicht. Erneuerung würde bedeuten,
das Land voran zu bringen. Sie verän-
dern es zwar, aber sie verändern es zum
Schlechten. Sie sind auf einem Irrweg. 

Ihr Weg ist geprägt von den zwei Prinzi-
pien „Freiheit vor Gleichheit“ und „Pri-
vat vor Staat“. Der Staat soll ausschließ-
lich das tun, was die Bürger nicht selbst
tun können. Alles, was auch Private er-
ledigen könnten, da soll der Staat sich
raushalten. Das ist ihr Credo. Stück für
Stück ziehen sie das Land aus seiner
Verantwortung zurück. Sie geben den
Menschen damit nicht mehr Freiheit –
sie lassen sie allein.

Unser Weg ist ein anderer. Für uns Sozi-
aldemokraten steht fest: Ein starker,
handlungsfähiger Staat ist unverzicht-
bar. Zusammen mit einer starken Wirt-
schaft und einer menschlichen Gesell-
schaft ist er für uns der Garant für eine
gute Zukunft.

Sie wollen etwas anderes: Sie wollen
Freiheit von staatlichen Regeln statt
Freiheit für mehr Selbstbestimmung.
Sie wollen dieses Land verändern. Sie
werden es kälter und weniger gerecht
gestalten. Für uns ist das Politik ohne
Herz und Verstand.
Eine Politik nach der Maxime „Wenn
jeder an sich selbst denkt, ist an alle ge-
dacht“ reißt tiefe Löcher in das soziale
Netz. Die bittere Wahrheit ist, dass oft-
mals gerade die, die Hilfe besonders
brauchen, durch diese Löcher fallen
werden. Beispiele hierfür gibt es in
ihrem Haushalt viel. Deshalb nur ex-
emplarisch:

� 7,8 Millionen Euro werden bei der Fa-
milienbildung gestrichen. Das ist ein

wichtiges Standbein für das Konzept
der Familienzentren – die Elternar-
beit. Sie kürzen ausgerechnet die Mit-
tel, mit denen sozial Schwächeren
die Teilnahme erst ermöglicht wer-
den könnte.

� Was ist mit der Frau, die sich am Wo-
chenende in höchster Not mit den
Kindern an ein Frauenhaus wendet
und keine Hilfe mehr findet, weil 3,5
Millionen Euro bei der Finanzierung
der Frauenhäuser und den Program-
men gegen Gewalt gegen Frauen ge-
strichen wurden? (Jährlich werden
5000 Frauen und ebenso viele Kinder
betreut)

� Wie mögen sich die Behinderten füh-
len, die auf die Zusagen gerade des Mi-
nisterpräsidenten Rüttgers und des Ar-
beitsministers vertraut haben, dass
ihnen die Belange der Behinderten be-
sonders am Herzen liegen? Jetzt sehen
sie, dass die Mittel für die Integration
der Behinderten um 12,9 Millionen
Euro zurückgefahren werden.

� Die Krankenhäuser im Land leiden
nicht nur unter dem von ihnen ver-
hängten Investitionsstopp, ihnen feh-
len in 2006 jetzt auch noch 3,5 Milli-
onen Euro, weil die fällige Anpassung
der Pauschalen an die Kostenentwick-
lung um zwei Jahre hinaus gescho-
ben wird.

Das Ergebnis ihrer Politik wird sein: Ge-
winne werden privatisiert, Verluste so-
zialisiert. Es geht ihnen nicht mehr
darum, den schlanken Staat zu errei-
chen. Der Staat, wie sie ihn wollen, lei-
det an Magersucht. 
Sie selbst, Herr Ministerpräsident, ha-
ben schließlich das Jahr 2006 zum
„Jahr der Kinder“ ausgerufen.

Ein Blick in den Haushalt zeigt: Sie ma-
chen gerade die Kleinsten zu den größ-
ten Verlierern: 

� Sie kürzen die Mittel für die Kinderta-
gesstätten um 114 Millionen Euro.

� Sie kürzen den Landesjugendplan ge-
genüber der geltenden gesetzlichen
Vorgabe um 20,9 Millionen. 

� Sie kürzen bei den Schülerfahrtko-
sten um 27,4 Millionen. 

� Sie kürzen bei der Übungsleiterpau-
schale und bei der Schulmilch. Um nur
die wesentlichen Dinge zu nennen.

Das ist Ihr Auftakt für das „Jahr der
Kinder“. Sie machen Politik auf dem
Rücken derjenigen, die sich nicht
wehren können. Sie machen Politik
gegen Kinder – im Jahr der Kinder.

Wir Sozialdemokraten wissen um un-
sere Verantwortung für dieses Land.
Wir bieten den Menschen in Nord-
rhein-Westfalen einen zweiten Weg an,
der die soziale Balance wahrt. Eine Rot-
stiftpolitik auf dem Rücken von Fami-
lien und Kindern muss nicht sein. Der
Weg der Konzentration auf unsere Kin-
der, unsere Zukunft, den wir in den ver-

gangenen Jahren begonnen haben,
muss fortgesetzt werden. Und die sozia-
len Netze dürfen nicht reißen.

Wir werden Änderungen in zentralen
Bereichen vorschlagen und aufzeigen,
wie sie zu finanzieren sind. Dazu ge-
hört die Rücknahme der Kürzungen in
den Bereichen Kinder/Jugend/Familie
und soziale Netze.

Wir gehen aber noch einen entschei-
denden Schritt weiter: Das Land muss
sich in zwei Bereichen besonders enga-
gieren, um die Bildungs- und Betreu-
ungskette weiter zu schließen.

1. Bei der Betreuung von Unterdreijäh-
rigen müssen wir schneller voran-
kommen. Unser Ziel bleibt ein ver-
lässliches Angebot für zwanzig Pro-
zent von ihnen. Diesen Weg hatten
wir bereits begonnen.

2. Wir fahren fort mit unserem An-
spruch, den Bildungsauftrag des Kin-
dergartens zu stärken. Deshalb sollen
zukünftig alle Kinder eines Jahr-
gangs das letzte Kindergartenjahr be-
suchen. Hierfür muss das letzte Jahr
beitragsfrei gestaltet werden. Die Ko-
sten dafür darf das Land nicht den

Als schallende Ohrfeige für die Schul-
politik der NRW-Landesregierung wer-
tete die stellvertretende Vorsitzende
und schulpolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion Ute Schäfer die
Kritik von Vernor Muñoz am deut-
schen Bildungssystem. Bei seiner In-
spektion des deutschen Bildungssy-
stems kritisierte der UN-Sonderbericht-
erstatter für das Recht auf Bildung die
sehr frühe Aufteilung der Schülerin-
nen und Schüler auf verschiedene
Schulformen. 
Für 44 Prozent von ihnen werde auch
noch die falsche Empfehlung gegeben. 

Der Bildungsexperte forderte ein ge-
bührenfreies Kindergartenjahr für
mehr soziale Gerechtigkeit. „Das Urteil
des UN-Sonderberichterstatters zeigt
vor allem eines: Schulministerin Bar-
bara Sommer nimmt mit der Novellie-
rung des Schulgesetzes genau die fal-
schen Weichenstellungen vor. Statt für
mehr Bildungschancen und eine hö-
here Bildungsbeteiligung zu sorgen,
soll die Selektion bereits im Grund-
schulalter verstärkt werden.“ Die ver-
bindlichen Grundschulempfehlungen
und der geplante Wegfall der Schulbe-
zirke führe zwangsläufig zu einer ver-
schärften Auslese. Die Abkoppelung
des Gymnasiums von den anderen
Schulformen durch die Verdichtung
von Unterrichtszeit mache einen späte-

Politik ohne Herz und
Verstand: Die Kleinsten sind
die größten Verlierer

HANNELORE KRAFT

VORSITZENDE DER SPD-

LANDTAGSFRAKTION NRW

Kommunen auferlegen. Sie wären
damit überfordert. Auch ein Wett-
lauf zwischen den Kommunen und
damit unterschiedliche Lebensver-
hältnisse im Land wären schädlich.
Die ausfallenden Elternbeiträge müs-
sen daher durch das Land übernom-
men werden.

Auch für diese Maßnahmen werden
wir aufzeigen, dass sie finanzierbar
sind, wenn man Schwerpunktsetzung
ernst meint.

Die schwarz-gelbe Landesregierung
setzt stattdessen radikal auf Markt und
Wettbewerb – auf die Kraft des Stärke-
ren. Die Kinder und die Schwachen,
diejenigen, die Förderung und Hilfe-
stellung brauchen, um gleichberech-
tigt teilhaben zu können, sie sind die
Verlierer der Regierung Rüttgers. �

Auszüge der Rede der Vorsitzenden der SPD-
Landtagsfraktion NRW Hannelore Kraft, an-
lässlich der Einbringung des ersten Haus-
halts der schwarz-gelben Landesregierung.

Die gesamte Rede  finden Sie auf unserer Ho-
mepage unter: http://www.spd-fraktion.
landtag.nrw.de

HANNELORE
KRAFT

UTE
SCHÄFER

UTE SCHÄFER, STELL-

VERTRETENDE VORSIT-

ZENDE DER SPD-LAND-

TAGSFRAKTION NRW

Schallende Ohrfeige
der UN für Schulpolitik
der Landesregierung

ren Schulformwechsel praktisch un-
möglich. „Verlierer sind vor allem Kin-
der, die ihr volles Bildungspotenzial
erst später entwickeln und Kinder mit
Migrationshintergrund sowie aus so-
zial benachteiligten Familien“, so Schä-
fer. Die geplanten Kürzungen bei den
Kindertagesstätten verschärften die
Auslese dramatisch, warnte Schäfer. Sie
wies darauf hin, dass die SPD einen Fi-
nanzierungsvorschlag für das kosten-
freie letzte Kindergartenjahr und den
Ausbau der Unterdreijährigen-Betreu-
ung vorlegen werde.

„Der Bericht von Vernor Muñoz belegt,
dass wir eine unideologische, ergebni-
soffene Bildungsdebatte brauchen. Und
die wird die SPD im Gegensatz zur Re-
gierung Rüttgers auch mit allen am
Schulleben Beteiligten führen“, er-
klärte Schäfer.

Deutschland könne es sich nicht erlau-
ben, das Bildungspotenzial von Kin-
dern und Jugendlichen verkümmern
zu lassen. Schulministerin Sommer be-
tone zwar immer die individuelle För-
derung von Kindern, erkläre aber
nicht, mit welchen konkreten Maßnah-
men sie ihre Ankündigungen umset-
zen wird.  �
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VON RUDOLF HARTUNG

Zehn Monate nach der Landtagswahl
sieht die Zwischenbilanz der Landes-
regierung unter Jürgen Rüttgers
auch für die eigenen Anhänger ent-
täuschend aus. 
Kein Wunder, dass die ersten christ-
demokratischen Kommunalpolitiker
– die Kommunalwahlen vor Augen –
auf Sicherheitsabstand zur Landesre-
gierung Rüttgers/Wolf gehen.

Alle wesentlichen Wahlversprechen
von Rüttgers & Co. erweisen sich bisher
als zerplatzte Seifenblasen:

Die Schulden des Landes 
werden mehr statt weniger

Sowohl beim Nachtragshaushalt als
auch beim Haushalt 2006 genehmigte
sich Jürgen Rüttgers deutlich einen
über den Durst – aus der viel ge-
schmähten Schuldenpulle.

Nicht weniger
Unterrichtsausfall

Inzwischen hat die Schulministerin
Sommer so ziemlich alle gegen sich
aufgebracht, die Interesse an einer
guten Schule in NRW haben. Den
Eltern soll die Entscheidung darüber
genommen werden, ob ihre Kinder zu
einer weiterführenden Schule gehen.
Eltern und Schülern will sie Mitbestim-
mungsrechte nehmen. Und mit der
Abschaffung verläßlicher Schulbezirke
zerschlägt sie die sichere Planungs-
grundlage für die Städte und Gemein-
den für eine wohnortnahe Versorgung
mit Grundschulen.

Die Arbeitslosigkeit in 
NRW liegt nach wie vor bei 
einer Million

Tendenz nicht positiver sondern eher
negativer als in anderen Flächenlän-
dern. Von Arbeitsmarktkonzepten der
Landesregierung keine Spur. Stattdes-

sen das erkennbare strukturpolitische
Konzept, das Ruhrgebiet zu benachtei-
ligen und damit das Herz Nordrhein-
Westfalens zu schwächen.

Und andere Wahlversprechen? Von
wegen sozial. Von wegen sicher.
Von wegen Rüttgers mit einem Herz
für Kinder: Die Förderung für Kinder-
tagesstätten wird verschlechtert. 
Von wegen Schwarz ist gut für die
Sicherheit: Der Polizei und den Rich-
tern geht es an die Stellen.
Von wegen Politik für die Jugend: Die
Jugendförderung wird gegenüber den
bisherigen Zusagen gekürzt.
Von wegen Rüttgers ehrlich und be-
scheiden: Für eine Rüttgers-Residenz
am Sitz der Europäischen Union in
Brüssel und einen kostspieligen Um-
bau der Führungsetagen in der Staats-
kanzlei reicht die finanzielle Phantasie,
auch für neu zu besetzende Führungs-
stellen in der Staatskanzlei, aber wichti-
ge soziale Projekte im Lande werden
nach der Methode „minus 20%“ rasiert.

Minus 20 Prozent

Die Träger vieler Projekte weisen mit
Bitterkeit darauf hin, dass die Regie-
rung Rüttgers auf diese Weise ihre eige-
nen Arbeitslosen schafft und viele sozi-
alen Probleme kaltschnäuzig auf die
Eltern und Kinder, auf die Sozialver-
bände und die Kommunen abwälzt.

Und Jürgen Rüttgers selbst? Vor dem
CDU-Parteitag Mittelrhein Anfang
März in Bornheim kam das „Geständ-
nis“: „Ich habe überhaupt kein schlech-
tes Gewissen.“
Ergänzend berichtet der Kölner Stadt-
Anzeiger am 6. März 2006: „Der Regie-
rungschef räumt in Bornheim ein:
Natürlich habe man in der Opposition
manches verkündet, das heute nicht
mehr einzuhalten sei; so sei nun mal
das politische Geschäft.“

Kein Wunder, dass die Haltung der Lan-
desregierung empört. Die Demonstra-

tionen der Polizisten, die Proteste der
Richter, der Sozialverbände und die
Volksinitiative der Jugendverbände zei-
gen den wachsenden Gegendruck.

Thema Sicherheit und 
Geisterfahrer

Mit ironischen Anmerkungen zu den
besonderen Begabungen und Talenten
in Jürgen Rüttgers’ Kabinett nahm
Jochen Dieckmann in seiner Rede im
Kölner Gürzenich die Landesregierung
aufs Korn: „Da schwadroniert Innen-
minister Wolf ziemlich verquer, bei
Staus müsse man künftig auf Auto-
bahnen wenden dürfen. Noch am sel-
ben Tag vollziehen die ersten Autofah-
rer  erste Wendemanöver auf der A31
nahe Borken. Tja, so schnell wird man
als Minister zum politischen Geister-
fahrer. Herr Wolff ist ein echtes Si-
cherheitsrisiko.

Thema Sommer und Schule

Die Schulministerin gilt in Düsseldorf
längst als Fehlbesetzung. Jetzt hat sie
sich vor lauter Hilflosigkeit sogar ein
eigenes Internetportal einrichten las-
sen und die Bürger gebeten, dort Vor-
schläge zur Schulpolitik zu hinterle-
gen. Offenkundig mangelt es an eige-
ner Kreativität und am nötigen Sach-
verstand. Mit ihrem unsäglichen Ent-
wurf für ein Schulgesetz hat sie eines
geschafft: Eltern, Lehrer und Schüler
gegen sich aufzubringen. Diese Som-
mer-Zeit muß schnell ein Ende haben.“ 

Der Ministerpräsident hat offenkundig
Schwierigkeiten mit seinem Image
und der Selbstvermarktung. Aufgrund
interner Auseinandersetzungen in der
CDU wurden Strategieüberlegungen
aus der Staatskanzlei bekannt, wie
man Jürgen Rüttgers auf Staatskosten
ins bessere öffentliche Licht rücken
könne.

Seine jüngste USA-Reise war ein
schneller Beleg für die Stichhaltig-
keit der in den Medien aber auch
von der Opposition im Landtag ge-
übten Kritik.

In den USA hat Jürgen Rüttgers in
neuer Rolle pflichtgemäß die Vorzü-
ge des Landes NRW in den höchsten
Tönen gepriesen. Es gebe keinen bes-
seren Standort als NRW, hat er vor
Investoren erklärt. Unser Land biete
ein breit gefächertes Spektrum an
Hochschulen und Forschungsein-
richtungen, hervorragend ausgebil-
dete Fachkräfte und eine gut ausge-
baute Verkehrsinfrastruktur.“

Jochen Dieckmann bringt es in seiner
Kölner Rede auf den Punkt. „Tja, liebe
Leute. Das hat sich vor einem Jahr
noch ganz anders angehört. Da hat
derselbe Mann unser Land schlecht
gemacht, wo er nur konnte.“

Der SPD-Landesvorsitzende mahnt
zu Aufmerksamkeit: „Wir müssen
aufpassen. Denn die Vorzüge des
Landes NRW, die Rüttgers ja zurecht
beschreibt, sind nicht das Ergebnis
seiner Politik. Nein, sie sind das
Resultat einer Politik, die von Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokra-
ten verantwortet worden ist.
Der CDU geht es nicht um sozialen
Ausgleich und gleiche Chancen in
der Bildung. Ihr geht es nicht um
Chancen für gesellschaftlichen Auf-
stieg und Integration. Getrieben von
der FDP ist die Union in Nordrhein-
Westfalen zu einer Partei geworden,
die das Soziale im Munde führt,
aber in der täglichen Arbeit gnaden-
los vernachlässigt.“

Konsequenz für die SPD: 
Hart dafür arbeiten, dass die Regie-
rung Rüttgers/Wolf eine Episode von
einer Legislaturperiode bleibt. �

Zerplatzte 
Seifenblasen und
dreister Wortbruch
Zehn Monate nach der 
Landtagswahl ist Jürgen Rüttgers
entzaubert
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Wahlkampfzeiten
sind Zeiten hoher
Politisierung.
Menschen ent-
decken ihr Interesse
für die Politik.
Der große Zuwachs an Neumitglie-
dern ist gleichzeitig eine Herausfor-
derung für Jusos und SPD: Die junge
Generation stellt andere Anforderun-
gen an die Mitarbeit in Parteien und
Organisationen. 
Das Interesse an politischer Arbeit
und an inhaltlicher Auseinanderset-
zung ist hoch,  eingeübte Politik-Ritu-
ale werden als hinderlich empfun-
den und abgelehnt. 

Die SPD muss bei den Bedürfnissen
der Neumitglieder ansetzen und pra-
xisnahe, projektbezogene Angebote
zur Mitarbeit machen. Das Interesse
an politischen Themen ist geblieben
auch wenn langfristige Bindungen
an politische Organisationen konti-
nuierlich zurück gehen.
Die NRW Jusos und die NRWSPD soll-
ten die Neumitglieder als Chance be-
greifen. Stellen wir uns also ein auf
Menschen, die punktuell, themenbe-
zogen und mit festem Zeitplan Poli-
tik machen möchten!

Mit Leben füllen: Die Mitmach-Partei 
Neue Mitglieder sollen sich aktiv in die Parteiarbeit einbringen

Peer Steinbrück: 

� „Egal, wo ich war: Die Jusos waren immer da, von der ersten bis zur letz-
ten Minute. Es hat riesig Spaß gemacht mit Euch!“

� „Die SPD wurde die Nummer 1 bei den Jung- und Erstwählern. Darauf
könnt vor allem Ihr stolz sein! Ihr habt nicht zuletzt durch diesen Erfolg
gezeigt, wie wichtig Ihr für die SPD seid und wie berechtigt die Forde-
rung ist, den Jusos mehr politisches Gewicht in der NRWSPD zu geben.“

Auch wenn das Wahljahr 2005 für die SPD in Nordrhein-Westfalen so manche Enttäuschung gebracht hat, der Blick zurück zeigt, dass es auch positive
Überraschungen gab. Sowohl bei der Bundes- wie auch bei der Landtagswahl lag die SPD bei Jung- und ErstwählerInnen deutlich vor der CDU. Die stärk-
ste Wählergruppe bei der Bundestagswahl für die SPD waren die Wählerinnen und Wähler bis 25 Jahre. Jeder fünfte SPD-Wähler war im Juso-Alter (siehe
Kasten). Mit dieser Mobilisierung ging auch ein enormer Mitgliederzuwachs bei den NRWJusos einher. Seit Beginn des Landtagswahlkampfes im Januar
2005 sind über 3.500 junge Menschen im Juso-Alter der SPD in Nordrhein-Westfalen beigetreten. 

Die Mitmach-Partei
muss mit Leben
gefüllt werden.
Das heißt Abschied nehmen von der
Vorstellung, dass Politik in Vorstän-
den erdacht und an der Basis nach-
vollzogen wird. Im Wettbewerb um
jede Stimme brauchen die Ideen
unserer Mitglieder mehr Raum –
und das von Anfang an. 
Das Neumitgliedertreffen der NRW
SPD ist hier ein guter Anfang. Hier
dürfen die „Neuen“ Erwartungen
und Ansprüche an ihre Partei loswer-
den. Hier sollen sich Mitglieder von
Beginn an in die Diskussion um die
Leitbilder der NRWSPD einmischen.

Während des Landesparteitages bie-
ten auch die NRW Jusos eine Veran-
staltung für „ihre“ Neumitglieder an.
Alle Neumitglieder im Juso-Alter, die
seit dem 1. Januar 2005 eingetreten
sind, wurden zu einem vorbereiten-
den Seminar eingeladen. Überra-
schend groß war die Resonanz! Ein
Beleg für die Neugier und das Inter-
esse junger Leute. Die Neumitglieder
werden Wissenswertes über den Ab-
lauf des Parteitages erfahren, wir
wollen ihnen etwas Licht in das Dun-
kel der Parteitagsrituale bringen.

Punktuelle Veranstaltungen bringen
wenig, das sollte uns allen klar sein.
Nur eingebettet in ein Gesamtkon-
zept versprechen sie mehr Beteili-
gung. Dazu gehört auch, dass Neu-
mitglieder ein Mitmachangebot vor
Ort bekommen. Das Angebot, sich an
der Leitbilddebatte oder dem neuen
Grundsatzprogramm zu beteiligen,
weckt Interesse für unsere Arbeit. �

Nachdem die NRW Jusos die „Jonge Socialisten“ aus Enschede im Dezember letzten
Jahres nach Münster zu einem ersten Kennenlernen und politischen Austausch ein-
geladen hatten, erfolgte am 4. März der Gegenbesuch. In Enschede sind die „Jonge
Socialisten“ derzeit im Kommunalwahlkampf. Tatkräftige Unterstützung gab es
dabei aus NRW. Auch wenn es bei den Gesprächen mit den Bürgerinnen und Bür-
gern manchmal hakte, war die Unterstützung aus Deutschland für alle ein High-
light. Prominenter Gast an diesem Tag war Wouter Bos, Fraktionsvorsitzender der
holländischen Sozialdemokraten (ganz rechts). Weitere Treffen sind geplant.

49,6 % der Wählerinnen und Wähler in NRW zwischen 18 und 25 Jahren
haben mit der Erststimme SPD gewählt, 44,1 % der Zweitstimmen dieser Al-
tersgruppe gingen ebenfalls an die SPD. In absoluten Stimmen ausgedrückt
– bezogen auf alle Wählerinnen und Wähler im Juso-Alter – bedeutet dies:
833.000 Wählerinnen und Wähler in NRW von 18 bis 35 Jahren haben SPD
gewählt; aber nur 534.000 die CDU. Jeder 5. SPD-Wähler war im Juso-Alter.

So erfrischend und fröhlich kann Partei-
arbeit sein: Jochen Dieckmann und 
Alexander Bercht mit jungen Genossin-
nen und Genossen.
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Neumitglieder 
Der positive Trend hält auch in NRW
an. Seit der Landtags- und Bundestags-
wahl verzeichnet die NRWSPD so viele
Neueintritte wie schon lange nicht
mehr. Davon treten über 50% der Neu-
mitglieder mittlerweile über das Inter-
net ein. �

blog.nrwspd.de
Im Blog der NRWSPD wird es wieder
aktuelle Berichte rund um den Landes-
parteitag geben. Zum ersten Mal hat
die NRWSPD diesmal Blogger zum Par-
teitag eingeladen, die zusätzlich zum
Online-Team der NRWSPD und den
Websozis live berichten werden. Wer
also nicht auf dem Parteitag dabei sein
kann, der kann das Geschehen unter
www.blog.nrwspd.de nachlesen. �

Auch im Podcast (www. radio.nrwspd.de) tut sich einiges. Aktuell gibt
es dort die Aschermittwochsreden von Jochen Dieckmann und Peer
Steinbrück und eine Reihe von Interviews mit dem Landesvorsitzenden
Jochen Dieckmann. Die Reden des Landesparteitages wird es diesmal als
Audio-Datei zum Nachhören geben. �

Online-Kondolenzbuch 
für Johannes Rau 
Rund 4.000 Menschen haben sich in
das Online-Kondolenzbuch der NRW
SPD für Johannes Rau eingetragen.
Viele bewegende Texte sind dort
nachzulesen (http://www.nrwspd.de/
kondolenzbuch/eintraege.asp). Die
Trauerbekundungen werden zu ei-
nem Buch gebunden und der Familie
übergeben. �

Ein Beispiel für eine Einladung aus dem Mitmach-Center 

Mitmach-Center 
Weil nicht nur immer mehr Personen über das Internet Mitglied werden, sondern
auch das Internet als Arbeits- und Organisationsplattform für die Parteiarbeit ent-
decken, baut die NRWSPD ihr Mitmach-Center weiter aus. Dort (http://www.
nrwspd.de/ mitmach-center) kann man jetzt nicht nur Gleichgesinnte zu eigenen
Veranstaltungen einladen, sondern auch eigene Teams aufbauen und verwalten:
Für den Vorstand vor Ort, für Arbeitskreise oder -gruppen, Projektteams, Kommis-
sionen oder einfach auch die regelmäßige Stammtischrunde. Ganz einfach lassen
sich Mitstreiter gewinnen, Treffen organisieren, Einladungen verschicken und
Rückmeldungen verfolgen. Kontakt: dirk.borhart.nrw@spd.de �

www.nrwspd.de I AKTUELLES AUS DEM INTERNET I www.nrwspd.de 


